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die als Anlage beigefügte „5. Änderung der Hauptsatzung des Landkreises Leipzig“. 
 

 Borna, den 07.10.2015 
 
 
Gez. 
Henry Graichen 
Landrat  -  Siegel - 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Anlage zum Beschluss 2015/084 
 

5. Satzung zur Änderung 
der Hauptsatzung des Landkreises Leipzig  

Aufgrund von § 3 Abs. 2 der Landkreisordnung für den Freistaat Sachsen (SächsLKrO) hat der 
Kreistag des Landkreises Leipzig am 07.10.2015 mit der Mehrheit der Stimmen aller Mitglieder 
folgende 5. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung des Landkreises Leipzig beschlossen: 

 

§ 1 
Änderungen 

1. 
In § 4 – Zuständigkeit des Kreistages  - Abs. 2 werden die Punkte 11 und 13  ersatzlos gestrichen 
sowie die weiteren Punkte werden numerisch angepasst. Weiterhin wird der Punkt 14 (15neu) wie 
folgt ergänzt: „..mit Ausnahme von Investitionen und Vergaben von Auf trägen zur 
Unterbringung von Leistungsberechtigten nach dem As ylbewerberleistungs- und dem 
Sächsischen Flüchtlingsaufnahmegesetz gemäß § 7 Abs . 3 dieser Satzung.“  
 

2. 
In § 4 – Zuständigkeit des Kreistages  - Abs. 3 wird der Punkt 28 wie folgt ergänzt: „…mit 
Ausnahme von Aufwendungen bzw. Auszahlungen im Zusa mmenhang mit der 
Aufgabenerfüllung nach dem Asylbewerberleistungs- u nd dem Sächsischen 
Flüchtlingsaufnahmegesetz gemäß § 7 Abs. 2 dieser S atzung.“ 
 

3. 
In § 6 – Bildung und Zusammensetzung der beschließenden Ausschüsse – Abs. 1 wird der 
Buchstabe c) wie folgt gefasst „Ausschuss für Soziale Infrastruktur“.  Gleichzeitig wird der 
Buchstabe d) gestrichen und die weiteren Buchstaben werden entsprechend angepasst. 
 

4. 
In § 7 – Zuständigkeiten der beschließenden Ausschüsse – Abs. 2 werden im Anstrich 2 
nachfolgende Worte „soweit im Folgenden nichts anderes geregelt ist “ eingefügt 
Weiterhin werden folgende Anstriche hinzugefügt: 
• „die Entscheidung zu über- und außerplanmäßigen Auf wendungen bzw. Auszahlungen 

im Zusammenhang mit der Aufgabenerfüllung nach dem Asylbewerberleistungs- und 
Sächsischen Flüchtlingsaufnahmegesetz oberhalb der Wertgrenzen, für die der Landrat 
zuständig ist bis zu einem Wert 5.000.000 Euro  

• die Entscheidung über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen oder 
ähnlichen Zuwendungen.“ 

 

5. 
In § 7 – Zuständigkeiten der beschließenden Ausschüsse – Abs. 3 – wird im ersten Anstrich 
anstelle der Worte „soweit nicht dem Landrat die Aufgabe übertragen wurde“ die Passage „und 
Investitionen für Gemeinschaftseinrichtungen zur Un terbringung von 
Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistung s- und Sächsischen 
Flüchtlingsaufnahmegesetz oberhalb der Wertgrenzen,  für die der Landrat zuständig ist  bis 
zu einem Wert 5.000.000 Euro.“ eingefügt.   
Weiterhin wird folgender Anstrich neu eingefügt:  
• „Vergabe von Aufträgen zur Sicherung der Unterbring ung und Betreuung von 

Leistungsbereichtigen nach dem Asylbewerberleistung s- und Sächsischen 
Flüchtlingsaufnahmegesetz,  oberhalb der Wertgrenze n, für die der Landrat zuständig ist 
bis zu einem Wert 5.000.000 Euro.“  

 

6. 
Der § 7 – Zuständigkeiten der beschließenden Ausschüsse – Abs. 4 wird gestrichen.  
Die nachfolgenden Absätze werden entsprechend numerisch angepasst. 
 

7. 
Der § 7 – Zuständigkeiten der beschließenden Ausschüsse – Abs. 6 (neu) wird wie folgt neu 
gefasst: 
„(6)   
Der Ausschuss für Soziale Infrastruktur ist  für An gelegenheiten aus folgenden 
Aufgabengebieten zuständig: 
• Grundsätzliche Angelegenheiten der sozialen und ges undheitlichen Daseinsfürsorge; 
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• kommunale Sozialplanung; 
• Verwaltung und Schulentwicklungsplanung der kreisei genen Schulen einschließlich 

Ganztagsbetreuungseinrichtungen an Schulen zur Lern förderung; 
• Schulnetzplanung und deren Fortschreibung; 
• Schülerbeförderung; 
• Medienpädagogisches Zentrum, kreiseigene kulturelle  Einrichtungen und historisches 

Archivwesen; 
• kulturelle Angelegenheiten einschließlich Grundsatz fragen des Kulturraumes Leipziger 

Raum; 
• grundsätzliche Angelegenheiten des Sports; 
• grundsätzliche Angelegenheiten des Kommunalen Jobce nters Landkreis Leipzig 

einschließlich die Entscheidung über die Erteilung des Zuschlags zur Vergabe von 
Eingliederungsmaßnahmen nach dem SGB II und III obe rhalb der Wertgrenze, für die der 
Landrat zuständig ist; 

• Vergabe von Fördermitteln auf Grundlage hierzu besc hlossener Richtlinien.“ 
8. 
Der § 7 – Zuständigkeiten der beschließenden Ausschüsse – Abs. 8 (neu) wird wie folgt gefasst: 
„(8) 
Die Zuständigkeit des Landrates für Angelegenheiten , die diesem als Geschäft der 
laufenden Verwaltung, durch Rechtsvorschrift oder v om Kreistag übertragen sind, bleibt 
unberührt.“ 
 

9. 
In § 12 – Zuständigkeiten des Landrats – Abs. 6 Buchstabe 3a) wird folgender Satz angefügt: 
„Bei der Vergabe von Aufträgen zur Sicherung der Un terbringung und Betreuung von 
Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistung s- und Sächsischen 
Flüchtlingsaufnahmegesetz gilt eine Wertgrenze in H öhe von 500.000 EUR.“ 
 

10. 
In § 12 – Zuständigkeiten des Landrats – Abs. 6 Buchstabe 3b) wird der letzte Satz gestrichen. 
 

11. 
In § 12 – Zuständigkeiten des Landrats – Abs. 6 Nr. 10 wird folgender Teilsatz angefügt: 
„…, bei Rahmenverträgen zur Unterbringung von Leist ungsberechtigten nach dem 
Asylbewerberleistungs- und Sächsischen Flüchtlingsa ufnahmegesetz in Belegwohnungen 
gilt eine Wertgrenze in Höhe von 25.000 EUR Kaltmie te.“ 
 

12. 
In § 12 – Zuständigkeiten des Landrats – Abs. 6 Nr. 15  wird anstelle des „§ 4 Abs. 2 Nr. 16“ „§ 4 
Abs. 2 Nr. 14“ eingesetzt. 
 

13 
In § 12 – Zuständigkeiten des Landrats – wird nach dem Abs. 6 nachfolgender Satz angefügt „Bei 
befristeten und unbefristeten Daueraufträgen beispi elsweise über Lieferungen, 
Dienstleistungen und Miete bezieht sich die Wertgre nze auf den Jahresbedarf.“ 
 

14. 
In § 16 – Kreisseniorenbeirat – Abs. 2 werden nach den Worten „des Kreisseniorenbeirates regelt“ 
die Worte „der Kreistag über eine“ eingefügt und das Wort „die“ gestrichen.“ 
 

15. 
In § 17 – Kreisbehindertenbeirat – Abs. 2 werden nach den Worten „des Kreisbehindertenbeirates 
regelt“ die Worte „der Kreistag über eine“ eingefügt und das Wort „die“ gestrichen.“ 
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16. 
Nach § 17 – Kreisbehindertenbeirat – wird ein neuer § 18 wie folgt eingefügt: 

„§ 18 
Integrationsbeirat 

(1) Der Landkreis hat einen Integrationsbeirat. 
(2) Das Nähere über die Zusammensetzung, den Geschä ftsgang und die Aufgaben des 

Integrationsbeirates regelt der Kreistag über eine Ordnung zur Bildung und Arbeit des 
Integrationsbeirates des Landkreises.“ 

17. 
Aus dem bisherigen § 18 – Sonstige Beiräte – wird neu „§ 19“, aus dem bisherigen § 19 - 
Öffentliche Bekanntmachungen – wird neu „§ 20“  und aus dem bisherigen § 20 – Inkrafttreten – 
wird neu „§ 21“.  
 

§ 2 
Inkrafttreten 

Die 5. Änderung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 

Borna, den 07.10.2015 
 
 
Gez. 
Henry Graichen 
Landrat  - Siegel - 
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16. 
Nach § 17 – Kreisbehindertenbeirat – wird ein neuer § 18 wie folgt eingefügt: 

„§ 18 
Integrationsbeirat 

(1) Der Landkreis hat einen Integrationsbeirat. 
(2) Das Nähere über die Zusammensetzung, den Geschä ftsgang und die Aufgaben des 

Integrationsbeirates regelt der Kreistag über eine Ordnung zur Bildung und Arbeit des 
Integrationsbeirates des Landkreises.“ 
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Öffentliche Bekanntmachungen – wird neu „§ 20“  und aus dem bisherigen § 20 – Inkrafttreten – 
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Inkrafttreten 

Die 5. Änderung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 

Borna, den 07.10.2015 
 
 
Gez. 
Henry Graichen 
Landrat  - Siegel - 

 
 
  
 


